
§ 4.6 Bestimmtheitsgebot

Jedes rechtliche Handeln des Staates muss hinreichend bestimmt sein.1 Dieses
Bestimmtheitsgebot dient der Rechtsklarheit und Rechtssicherheit und ist inso-
weit eine wesentliche Ausprägung des Rechtsstaatsprinzips.2 Dabei können
verschiedene Funktionen unterschieden werden:
– Zunächst wird durch das Bestimmtheitsgebot die Freiheitssphäre der Rege-

lungsadressat:innen geschützt: Nur, wenn der Inhalt einer staatlichen Rege-
lung bestimmbar ist, können die Bürger:innen ihr Verhalten daran orientie-
ren und so negative Konsequenzen abwenden.

– Soweit es um die Bestimmtheit von Parlamentsgesetzen geht, sichert das Be-
stimmtheitsgebot aber auch den Gewaltenteilungsgrundsatz ab: Eine zu un-
bestimmte Norm würde es der Exekutive ermöglichen, beliebige Sachverhalte
unter die Norm zu subsumieren und damit den Machtbereich der Exekutive in
unzulässiger Weise vergrößern.3

– Insoweit hängt das Bestimmtheitsgebot auch sehr eng mit dem Demokratie-
prinzip zusammen (siehe zu diesem Zusammenhang die Ausführungen zum
Parlamentsvorbehalt). Indem es vom Parlament eine hinreichend bestimmte
Regelung fordert, stellt es die Verantwortlichkeit des Parlaments sicher.

Beispiel: § 15 HochschulG des Bundeslandes X (fiktiv!) gestattet die Exmatrikulation bei „grobem
Unfug in der Vorlesung“. Was „grobe[r] Unfug“ sein soll, kann nicht zuverlässig definiert werden.
Die Auslegungsmethoden führen hier zu keinem greifbaren Ergebnis. Eben deshalb hat die Exe-
kutive, in diesem Fall die Hochschule, die Möglichkeit, nahezu jeden Sachverhalt unter die Norm
zu subsumieren. Entsprechend ist die Freiheitssphäre der Studierenden unzulässig beschränkt,
der Machtbereich der Exekutive vergrößert und die parlamentarische Verantwortung unzurei-
chend.

A. Anforderungen des Bestimmtheitsgebots

Die Anforderungen des Bestimmtheitsgebots sind im Detail schwierig zu be-
stimmen. Einigkeit besteht darüber, dass die Regelung nicht so bestimmt wie
nur irgend möglich sein muss.4 Vielmehr reicht es, wenn sich der parlamentari-
sche Wille durch Auslegung ermitteln lässt (hinreichende Bestimmtheit).5 Das

1 Gröpl, Staatsrecht I, § 7 Rn. 470.
2 BVerfG, Urt. v. 10.2.2004, Az.: 2 BvR 834, 1588/02, Rn. 112 = BVerfGE 109, 190 (220).
3 Brocker, NVwZ 2020, 1485 (1486).
4 BVerfG, Urt. v. 19.9.2018, Az.: 2 BvF 1, 2/15, Rn. 203 = BVerfGE 150, 1 (101) – Zensus 2011.
5 BVerfG, Urt. v. 19.9.2018, Az.: 2 BvF 1, 2/15, Rn. 201 = BVerfGE 150, 1 (101) – Zensus 2011.
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gilt für alle staatlichen Rechtsakte, auch für Einzelfallregelungen und Gesetze
im nur-materiellen Sinn (Verordnungen und Satzungen).6 Praktische Probleme
bereitet das Bestimmtheitsgebot aber vor allem im Kontext von Parlamentsge-
setzen.

Für diesen Bereich hat das BVerfG die Formel der „hinreichenden Bestimmt-
heit“ näher konkretisiert:7 Der Bundestag muss der Exekutive ein „Programm“ an
die Hand geben, nach dem dieses vorgehen soll (sogenannte Programmfestset-
zungspflicht). Ermuss zudemdas Ziel und die Grenzen der exekutiven Befugnisse
selbst festlegen (sogenannter Selbstentscheidungsvorbehalt). Zuletzt müssen
die Vorgaben so konkret sein, dass das Verhalten der Exekutive für die Bürger:in-
nen vorhersehbar wird (sogenanntes Vorhersehbarkeitsgebot). Von der ver-
meintlichen Klarheit dieser Vorgaben sollte man sich indes nicht täuschen lassen.
Auf den zweiten Blick zeigt sich, dass die Konkretisierungen ihrerseits wertungs-
abhängig sind (Wie konkret muss das „Programm“ sein?Wie präzisemuss das Ziel
vorgegebenwerden?Wie genaumuss das Exekutivverhalten vorhersehbar sein?).8

Auch das BVerfG betont, dass es sich letztlich um eine Wertungsfrage handelt, die
insbesondere von den Besonderheiten der geregelten Materie abhängt. Ein In-
diz für gesteigerte Bestimmtheitsanforderungen ist die Grundrechtsrelevanz der
Materie.9 Dagegen kann es bei dynamischen Geschehen oder unsicherer Tatsa-
chengrundlage geboten sein, der Exekutive einen größeren Spielraum einzuräu-
men.10 Auch dieMöglichkeiten des Gesetzgebers sind zu berücksichtigen. Insoweit
kommt vor allem dem Faktor Zeit Bedeutung zu.11 Beim Auftreten neuer Heraus-
forderungen kann der Gesetzgeber nicht unverzüglich eine detaillierte Regelung
treffen.12 UmdieHandlungsfähigkeit des Staates dennoch sicherzustellen,mussal-
so der Exekutive ein größerer Spielraum gewährt werden. Es ist daher verfassungs-
rechtlich auch unbedenklich, dass in zahlreichenGesetzenGeneralklauseln zu fin-
den sind, auf die in atypischenSituationen zurückgegriffenwerdenkann.13 Jemehr

6 Tiedemann, in: BeckOK VwVfG, 54. Ed. 1.1.2022, § 37 Rn. 3.
7 BVerfG, Urt. v. 19.9.2018, Az.: 2 BvF 1, 2/15 Rn. 202 = BVerfGE 150, 1 (101) – Zensus 2011.
8 Wallrabenstein, in: v. Münch/Kunig, GG, Bd. II, 7. Aufl. 2021, Art. 80 Rn. 42.
9 Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 16. Aufl. 2020, Art. 20 Rn. 79.
10 BVerfG, Urt. v. 19.9.2018, Az.: 2 BvF 1, 2/15 Rn. 204 = BVerfGE 150, 1 (102) – Zensus 2011.
11 VGH München, Beschl. v. 29.10.2020, Az.: 20 NE 20.2360 (LS); Kalscheuer/Jacobsen, DÖV
2021, 633 (637); Greve, NVwZ 2020, 1786 (1787).
12 Kingreen/Poscher, Polizei- und Ordnungsrecht, 11. Aufl. 2020, § 5 Rn. 18 m. w. N.; Kalscheuer/
Jacobsen, DÖV 2021, 633 (633).
13 Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl. 2020, § 4 Rn. 333; Gröpl, Staatsrecht I, 11. Aufl. 2019, § 7
Rn. 478
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WissendemGesetzgeber über denRegelungsgegenstand aber zurVerfügung steht,
desto eher steht er in der Pflicht, eine detaillierte Regelung zu treffen.14

3Klausurtaktik

Innerhalb der Klausurpraxis gehört der Bestimmtheitsgrundsatz zu den klassischen Themen, die
oftmals abgefragt werden. Dabei kann insbesondere das Verständnis der Auslegungsmethoden
abgeprüft werden. Da es oftmals schwierig zu entscheiden ist, ob nun tatsächlich ein Bestimmt-
heitsproblem vorliegt oder nicht, werden im Sachverhalt in der Regel Probleme bezüglich der Be-
stimmtheit sehr eindeutig erwähnt. Bearbeiter:innen werden damit auf das Problem „gestoßen“.
Sofern dies nicht geschieht, werden weitreichende Ausführungen zur Bestimmtheit eher nicht
verlangt.

B. Unbestimmte Rechtsbegriffe, Ermessen und
Generalklauseln

Unbestimmte Rechtsbegriffe sind nach dem vorher Gesagten nicht grundsätzlich
verboten. Das BVerfG zieht hier neben den klassischen Auslegungsmethoden
zum Teil auch die ständige Rechtspraxis heran, um den Inhalt einer Norm zu be-
stimmen. So werden etwa höchst unbestimmte Tatbestandsmerkmale wie die „öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung“ für verfassungskonform gehalten, weil sie in
jahrzehntelanger Rechtspraxis hinreichend konturiert wurden. Ebenfalls grund-
sätzlich unproblematisch sind Ermessensspielräume.

3Examenswissen

Eher von theoretischer Natur ist die Frage, ob unbestimmte Verfassungsvorschriften an Art. 79 III
GG scheitern. Hierbei ist zu beachten, dass die Normen der Verfassung im Regelfall keine unmit-
telbare Anwendung als Akte öffentlicher Gewalt nach außen hin finden. Weitergehend liegt es in
der Natur der Verfassung, dass jene Normen eher weit formuliert sind, um ein hinreichendes Maß
an Flexibilität zu garantieren.

C. Besondere Bestimmtheitsgebote

Das Grundgesetz kennt unterschiedliche Ausprägungen des Bestimmtheitsge-
bots. Einerseits findet sich der allgemeine rechtsstaatliche Bestimmtheits-

14 Vgl. Volkmann, NJW 2020, 1353 (1356).
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grundsatz nicht explizit im Grundgesetz normiert; er ergibt sich aus dem Rechts-
staatsprinzip. Andererseits normieren Art. 103 II GG sowie Art. 80 I 2 GG beson-
dere Bestimmtheitssätze, die nur auf ganz spezifische Sachverhalte anwendbar
sind. Die Differenzierung erfolgt sinnvollerweise über eine Negativabgrenzung zu
den besonderen Normen.15

I. Art. 103 II GG

Sofern die zu untersuchende Norm eine Norm aus dem Strafrecht ist, liegt ein Fall
des Art. 103 II GG vor. Das allgemeine Bestimmtheitsgebot tritt dann als generelle
Norm zurück und muss auch keine weitere Erwähnung finden. Der Maßstab des
Art. 103 II GG ist besonders streng.

Eine Strafnorm liegt jedenfalls dann vor, wenn die fragliche Norm ein sozia-
les Unwerturteil über eine bestimmte Verhaltensweise ausspricht. Umfasst
werden auch Ordnungswidrigkeiten, nicht dagegen Maßnahmen der Besserung
der Sicherung.16

3 Klausurtaktik

Die Anwendung von Art. 103 II GG in Fällen, in denen gerade keine Strafnorm vorliegt, ist ein klas-
sischer und leider häufig auftretender Klausurfehler. Andererseits wäre es fehlerhaft, das all-
gemeine Bestimmtheitsgebot zu prüfen, wenn eine „Bestrafung“ im Sinne des Art. 103 II GG vor-
liegt.

II. Art. 80 I 2 GG

Art. 80 GG regelt explizit den Fall, dass der parlamentarische Gesetzgeber die
Exekutive zum Erlass von Rechtsverordnungen ermächtigt. Die hierzu erfor-
derliche gesetzliche Ermächtigungsgrundlage muss dabei die Bestimmtheitsan-
forderungen des Art. 80 I 2 GG erfüllen: Inhalt, Zweck und Ausmaß der erteilten
Ermächtigung müssen im Gesetz bestimmt werden. Die genauen Voraussetzun-
gen des Art. 80 GG werden im Kapitel zu Rechtsverordnungen näher erläutert.17

15 Voßkuhle/Kaufhold, JuS 2010, 116 (117).
16 Radtke, in: BeckOK GG, 49. Ed. 15.8.2021, Art. 103 Rn. 19 f.
17 Bustami, § 18 Rechtsverordnungen in diesem Lehrbuch.
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III. Allgemeiner Bestimmtheitsgrundsatz (Art. 20 II, III GG)

Sofern die zu untersuchende Norm keine Norm des Strafrechts und keine Ermäch-
tigung zum Erlass einer Rechtsverordnung ist, muss sie sich trotzdem am all-
gemeinen Bestimmtheitsgrundsatz aus dem Rechtsstaatsprinzips messen lassen.
Entsprechend ist hier eine Einzelfallprüfung vorzunehmen. Dagegen ist zu beach-
ten, dass im intrastaatlichen Verhältnis, also im Verhältnis zwischen Staatsor-
ganen, das Bestimmtheitsgebot grundsätzlich keine unmittelbare Anwendung
findet.

3Klausurtaktik

Hinsichtlich der Prüfung des Bestimmtheitsgebots bietet sich folgende Prüfungsfolge an:

1. Welches Bestimmtheitsgebot ist anzuwenden?
Es sollte stets eine gedankliche Abgrenzung erfolgen. Schriftliche Ausführungen zur Abgrenzung
der Art. 103 II GG, 80 I 2 GG und des allgemeinen Bestimmtheitsgebots sind nur erforderlich,
wenn eine Anwendung der besonderen Bestimmtheitsgebote denkbar erscheint.

2. Anwendung auf den Fall
a) Welche Prüfungsdichte ist anzuwenden?
Der Maßstab der Bestimmtheit hängt sodann von der konkreten Konstellation ab. Wie beschrie-
ben, ist bei strafrechtlichen Normen (Art. 103 II GG) ein besonders hohes Maß an Bestimmtheit
zu erwarten. Auch beim allgemeinen Bestimmtheitsgebot ist der Maßstab dynamisch (siehe hier-
zu oben). Hierbei kann auch die Frage relevant werden, welche Personen von der Regel betroffen
sind. Eine weniger strenge Bestimmtheit ist beispielsweise für das interne Dienstrecht (z. B. bei
der Bundeswehr) anzulegen.18

b) Auslegung der Norm
In der Fallbearbeitung gilt es nun, die Norm mit den bekannten Auslegungsmethoden hinrei-
chend zu konkretisieren. Da der Wortlaut in Fällen, in denen die Bestimmtheit der Norm proble-
matisch ist, in der Regel nicht sehr ergiebig ist, sollte besonderes Augenmerk auf die systemati-
sche und die teleologische Auslegung gelegt werden. Auch an eine verfassungskonforme
Auslegung ist ggf. zu denken. In jedem Fall sind die Möglichkeiten, der Norm einen hinreichend
bestimmten Inhalt zu entnehmen, umfassend auszuschöpfen. Möglichkeiten, die Norm hinrei-
chend zu bestimmen und damit zur Verfassungsmäßigkeit zu bringen, sind umfassend aus-
zuschöpfen.

Weiterführende Studienliteratur
– Schäufler, Fallbearbeitung „Ostern in der Pandemie, JuS 2021, 332.
– Gassner, Bestimmtheitsgrundsatz und Parlamentsvorbehalt, DÖV 1996, 18
– Grefrath, Der Grundsatz der Normenklarheit in der Fallbearbeitung, JA 2008, 710.

18 Voßkuhle/Kaufhold, JuS 2010, 116 (118).
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Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Nach dem Bestimmtheitsgebot muss jedes rechtliche Handeln des Staates hinreichend

bestimmt sein. Das Bestimmtheitsgebot dient den Geboten der Rechtsklarheit und
Rechtssicherheit und ist insoweit eine wesentliche Ausprägung des Rechtsstaatsprin-
zips.

– Die Anforderungen des Bestimmtheitsgebots sind im Detail schwierig zu bestimmen.
Unstrittig bestehen gesteigerte Bestimmtheitsanforderungen bei grundrechtsrelevan-
ten Materien.

– Das Grundgesetz kennt unterschiedliche Ausprägungen des Bestimmtheitsgebots. Ei-
nerseits findet sich der allgemeine rechtsstaatliche Bestimmtheitsgrundsatz nicht
explizit im Grundgesetz normiert; er ergibt sich aus dem Rechtsstaatsprinzip. Anderer-
seits normieren Art. 103 II GG (bei Strafnormen) sowie Art. 80 I 2 GG (bei Rechtsverord-
nungen) besondere Bestimmtheitssätze, die nur auf ganz spezifische Sachverhalte an-
wendbar sind.

Für dieses Kapitel gibt es frei zugängliche interaktive Übungen auf der
OpenRewi-Homepage. Hierzu muss einfach der QR-Code gescannt werden.

Jaschar Kohal und Jan-Louis Wiedmann

132 2. Kapitel Staatsstrukturprinzipien – Die Fundamentalnormen des Staates

http://openrewi.org/projekte/das-staatsorganisationsrecht-projekt/staatsstrukturprinzipien/
http://openrewi.org/projekte/das-staatsorganisationsrecht-projekt/staatsstrukturprinzipien/

